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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundestag: Offenlegung gezahlter Ertragsteuern durch Unternehmen 

Der Bundestag entscheidet am Donnerstag, 11. Mai 2023, über den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch 
bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen“. 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Mit dem Gesetzentwurf (20/5653) will die Bundesregierung eine EU-Richtlinie in 
deutsches Recht umsetzen, der zufolge multinationale und ertragsstarke 
Unternehmen und Konzerne künftig Informationen zu in den Mitgliedstaaten 
gezahlten Ertragsteuern offenlegen müssen. Durch die Offenlegungspflicht solle 
„eine informierte öffentliche Debatte darüber ermöglicht werden, ob die 
betroffenen multinationalen Unternehmen und Konzerne ihren Beitrag zum 
Gemeinwohl auch dort leisten, wo sie tätig sind“, heißt es in dem Gesetzentwurf. 

In deutsches Recht umgesetzt werden soll die Richtlinie der Vorlage zufolge 
durch einen neuen Unterabschnitt im Vierten Abschnitt des Dritten Buchs des 
Handelgesetzbuches (HGB). Zudem sind weitere Änderungen im HGB 
vorgesehen. So sollen unter anderem eine Offenlegungspflicht erweitert und 
handelsbilanzrechtliche Bußgeld- und Ordnungsgeldvorschriften punktuell 
geändert werden. 

Änderungen im Ausschuss 

Gegenüber der Regierungsvorlage erhöhte der Ausschuss auf Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen den Bußgeldrahmen bei Verstößen gegen die 
Offenlegungspflichten (Paragraf 342o HGB-E). Nunmehr soll ein Bußgeld in Höhe 
von 250.000 Euro statt 200.000 Euro möglich sein. Angepasst wurde zudem der 
Zeitpunkt, nach dem Unternehmen zunächst weggelassene Angaben 
veröffentlichen müssen (Paragraf 342k HGB-E). Dies soll nun bereits nach vier 
statt nach fünf Jahren erfolgen. 

Mit der Änderung im Verbraucherstreitbeilegungsgesetz wird laut 
Änderungsantrag in Paragraf 29 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 klargestellt, dass 
über den bisherigen Wortlaut der Norm hinaus nicht nur eine geeignete 
anerkannte Verbraucherschlichtungsstelle beliehen werden kann, sondern auch 
der Träger der aktuell tätigen Universalschlichtungsstelle. 

Die Änderung im Pflichtversicherungsgesetz dient laut Änderungsantrag zur 
Umsetzung einer Vorschrift einer EU-Richtlinie über die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der entsprechenden 
Versicherungspflicht. Konkret geht es demnach um Regelungen zur 
Entschädigung der Verkehrsopfer im Fall der Insolvenz eines 
Kraftfahrzeughaftpflichtversicherers und die dafür zuständigen Stelle. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/056/2005653.pdf
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Fundstelle 

Bundestag, Homepage.   

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw19-de-ertragsteuer-945466
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 11. Mai 2023 

 
 
Unter den Begriff der Mietzinsen und Pachtzinsen i.S. des § 8 Nr. 1 
Buchst. d und e GewStG fallen nur Leistungen aufgrund solcher 
Verträge, die ihrem wesentlichen Gehalt nach Miet- oder 
Pachtverträge sind. Bei einem Sponsoringvertrag kann es sich um 
einen atypischen Schuldvertrag handeln, bei dem die einzelnen 
Leistungspflichten derart miteinander verknüpft sind, dass sie sich 
rechtlich und wirtschaftlich nicht trennen lassen, so dass auch eine 
nur teilweise Zuordnung der Pflichten zum Typus eines Miet- oder 
Pachtvertrags ausscheidet. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Der Handelsbilanzwert für Nachsorgerückstellungen bildet auch 
nach Inkrafttreten des BilMoG gegenüber einem höheren 
steuerrechtlichen Rückstellungswert die Obergrenze (Anschluss an 
BFH-Urteil vom 20.11.2019 - XI R 46/17, BFHE 266, 241, BStBl II 
2020, 195). Der maßgebliche Handelsbilanzwert bestimmt sich 
unter Berücksichtigung der als GoB zu beurteilenden 
Bewertungsgrundsätze des Handelsrechts (§§ 252 ff. HGB) und 
damit auch unter Berücksichtigung des Beibehaltungswahlrechts 
des Art. 67 Abs. 1 Satz 2 EGHGB. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Im Rahmen der zollrechtlichen Auslegung von § 12 Abs. 2 Nr. 1 
i.V.m. Anlage 2 zum UStG ist der Verwendungszweck nur dann 
von Bedeutung, wenn er dem Erzeugnis nach seinen objektiven 
Merkmalen und Eigenschaften innewohnt, wobei übliche 
Verpackungen außer Betracht bleiben. Zur Verneinung der 
Steuersatzermäßigung reicht es daher nicht aus, dass sog. 
Werbelebensmittel unabhängig hiervon zu Werbezwecken geliefert 
werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil III R 5/22: 
Gewerbesteuerrecht-
liche Hinzurechnung 
von Leistungen im 
Rahmen eines 
Sponsoringvertrags 
 
 
 
 
 
23. März 2023 
 

Urteil IV R 24/19: Zur 
steuerlichen 
Berücksichtigung des 
Beibehaltungswahlrec
hts gemäß Art. 67 
Abs. 1 Satz 2 EGHGB 
 
 
 
 
 
9. März 2023 
 

 

 
Urteil V R 38/21: 
Steuersatzermäßigung 
für Werbelebensmittel 
 
 
 
 
 
 
 
 
23. Februar 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310098/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310090/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310100/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 36/21: Allgemeine Leistungsklage des Jobcenters gegen die 
Familienkasse wegen Erstattung 
19. Januar 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 23/22: Selbstunterhalt des behinderten Kindes aus einer durch 
Vermögensumschichtung begründeten privaten Rente 
16. Februar 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 13/20: Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Schuhen mit 
Oberteil aus Leder aus der Volksrepublik China und Vietnam 
13. Dezember 2022 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Geleistete Anzahlungen als Verwaltungsvermögen i.S. des § 13b ErbStG 
Geleistete Anzahlungen sind jedenfalls dann keine "anderen Forderungen" i.S. 
von § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a ErbStG a.F., wenn sie nicht für den Erwerb von 
Verwaltungsvermögen geleistet wurden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine GmbH, deren Gesellschafter seinem Sohn im Jahr 2013 
einen Teilgesellschaftsanteil schenkte. Zum Gesellschaftsvermögen gehörten u.a. 
Beteiligungen an anderen Kapitalgesellschaften. Eine dieser Gesellschaften hatte 
zum Bewertungsstichtag Anzahlungen in Höhe von ca. 3,8 Mio. € geleistet, die 
zum größten Teil auf einen Verwaltungsneubau entfielen. 
Das Finanzamt bezog diese Anzahlungen in die Ermittlung des 
Verwaltungsvermögens ein und berechnete die Quote danach mit 17,76 %. 
Hiergegen wandte die Klägerin ein, dass nur auf Geld gerichtete Forderungen 
einzubeziehen seien, nicht jedoch geleistete Anzahlungen. Die Quote betrage 
daher lediglich ca. 4,5 %. 
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Nach Auffassung des BFH sind mit "anderen Forderungen" i.S. des § 13b Abs. 2 
Satz 2 Nr. 4a ErbStG a.F. in erster Linie Forderungen gemeint, die auf 
Zahlungsmittel gerichtet sind. Die Vorschrift erfasst Sachleistungsansprüche 
jedenfalls dann nicht, wenn diese Ansprüche auf Wirtschaftsgüter gerichtet sind, 
die ihrerseits, wären sie bereits zum Stichtag aktiviert, kein Teil des 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310097/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310102/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228301/update-geleistete-anzahlungen-gehoeren-nicht-zum-schenkungsteuerlichen-verwaltungsvermoegen/
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Verwaltungsvermögens nach § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4, Nr. 5 ErbStG a.F. 
wären. 
"Geleistete Anzahlungen" i.S. von § 266 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs sind 
danach keine "anderen Forderungen" i.S. von § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a ErbStG 
a.F. Inwieweit sie als Verwaltungsvermögen zu qualifizieren wären, wenn sie für 
Wirtschaftsgüter geleistet werden, die, wenn sie zum Stichtag bereits dem Betrieb 
zuzurechnen wären, ihrerseits Verwaltungsvermögen wären, bedarf im Streitfall 
keiner Entscheidung. 
Nach diesen Grundsätzen hat das Finanzgericht im Ergebnis zutreffend 
entschieden, dass die "geleisteten Anzahlungen" zu Unrecht als 
Verwaltungsvermögen i.S. des § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a Satz 1 ErbStG a.F. 
berücksichtigt wurden. Es ist nach den Feststellungen des Finanzgerichts nicht 
ersichtlich, dass die geleistete Anzahlung sich bereits in einen Rückgewähr- oder 
Schadenersatzanspruch verwandelt hätte. Ob im Ergebnis etwas anderes gälte, 
wenn die Anzahlungen für den Erwerb von Gegenständen des 
Verwaltungsvermögens erbracht worden wären, brauchte nicht entschieden zu 
werden, da die Anzahlungen nach den Feststellungen des Finanzgerichts im 
Zusammenhang mit der Errichtung eines Verwaltungsgebäudes und im 
Zusammenhang mit der laufenden Geschäftstätigkeit der Klägerin ersichtlich nicht 
auf den Erwerb von Verwaltungsvermögen gerichtet waren. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 1. Februar 2023 (II R 36/20), veröffentlicht am 4. Mai 2023. 
 
Erbfallkostenpauschale für den Nacherben 
Neben dem Vorerben kann auch der Nacherbe den Pauschbetrag für 
Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG in Anspruch nehmen. Der 
Abzug des Pauschbetrags setzt nicht den Nachweis voraus, dass zumindest dem 
Grunde nach tatsächlich Kosten angefallen sind (Änderung der Rechtsprechung). 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden.  
Sachverhalt 
Die Klägerin ist Nacherbin ihrer am 24. Januar 2013 verstorbenen Tante. Vorerbe 
war deren Ehemann, der am 19. Mai 2013 verstarb. 
Im Rahmen der Erbschaftsteuerfestsetzung beantragte die Klägerin die 
Berücksichtigung des Pauschbetrags gemäß § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG 
i.H.v. 10.300 € (sog. Erbfallkostenpauschale). Sie gab an, die Beerdigungskosten 
ihrer Tante sowie weitere Abwicklungskosten hinsichtlich des Nachlasses 
getragen zu haben. Hierzu reichte sie eine Rechnung des Amtsgerichts über 40 € 
für die Erteilung des Erbscheins und die Testamentseröffnung ein. Die 
Beerdigungskosten wies sie nicht nach. 
Das Finanzamt berücksichtigte die Erbfallkostenpauschale nicht. Allenfalls 
könnten die nachgewiesenen 40 € berücksichtigt werden. Hieraus ergebe sich 
wegen der Abrundung des steuerpflichtigen Erwerbs auf volle 100 € keine 
steuerliche Auswirkung. 
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310092/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, dass die Erbschaftsteuerpauschale 
steuermindernd zu berücksichtigen ist. 
Sowohl der Vorerbe als auch der Nacherbe verwirklichen den 
Besteuerungstatbestand gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Alternative 1 ErbStG für einen Erwerb von Todes wegen. 
Nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG wird für die in § 10 Abs. 5 Satz 1 ErbStG 
genannten Kosten insgesamt ein Betrag von 10.300 € ohne Nachweis 
abgezogen. Der Betrag ist für jeden Erbfall nur einmal zu gewähren, namentlich 
für mehrere Miterben nur einmal (vgl. BFH-Beschluss vom 24. Februar 2010, II R 
31/08, m.w.N.). Die Abfolge von Vor- und Nacherbfall stellt jedoch 
erbschaftsteuerrechtlich nicht einen Erbfall mit mehreren Erben dar. Vielmehr sind 
die beiden Vorgänge als zwei getrennte Erbfälle zu behandeln. Es entspricht 
dieser Systematik, im Rahmen der Ermittlung der Bereicherung zweimal den 
Pauschbetrag anzusetzen. 
Der Umstand, dass bei Vor- und Nacherbschaft bezogen auf den ursprünglichen 
Erblasser nur ein Todesfall zu verzeichnen ist, verlangt nicht nach einer 
teleologischen Reduktion der Vorschrift. 
Der Abzug des Pauschbetrags setzt nicht den Nachweis voraus, dass zumindest 
dem Grunde nach tatsächlich Kosten angefallen sind, die der Pauschbetrag 
erfasst. Das Gesetz geht zutreffend davon aus, dass mit dem Erbanfall 
typischerweise entsprechende Kosten entstehen. Der Abzug der Pauschale ist 
nach dem Gesetzeswortlaut ausdrücklich ohne Nachweis möglich. Ein Nachweis 
darüber, dass Kosten dem Grunde nach entstanden sind, würde dem 
Vereinfachungszweck entgegenstehen. 
Das Urteil des Finanzgericht entspricht diesen Maßstäben. Die Klägerin ist in ihrer 
Eigenschaft als zivilrechtliche Nacherbin nach ihrer Tante erbschaftsteuerrechtlich 
als Erbin nach deren Ehemann zu behandeln. Auf die Frage, ob sie diesen auch 
zivilrechtlich unmittelbar beerbt hat, kommt es nicht an. Bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Erwerbs für die Nacherbschaft ist der Pauschbetrag nach § 10 
Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG zu berücksichtigen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 1. Februar 2023 (II R 3/20), veröffentlicht am 4. Mai 2023. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310091/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Russland auf der EU-Blacklist und 
Umgang mit Veräußerungen 
Webcast, 23.05. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/ukrainekrieg
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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